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YouTuber sind keine Zeitungsredaktionen

Der Fall ist bekannt: Mit den Worten „Mei-
nungsmache vor der Wahl“ hat Frau Kramp-
Karrenbauer einen u. a. gegen die CDU ge-
richteten Wahlaufruf von neunzig You-
Tubern kritisiert. Die CDU-Vorsitzende ver-
glich die YouTuber mit Zeitungsredaktionen
und k�ndigte an, ihre Partei werde nun „of-
fensiv“ dar�ber diskutieren, welche Regeln
aus dem „analogen Bereich“ zuk�nftig auch
„digital“ gelten sollten.

Man kçnnte dieses Statement einfach als un-
gl�ckliche Randbemerkung abtun. Es fiel am
Ende einer langen Pressekonferenz und war

vielleicht nicht vollst�ndig durch-
dacht. Trotzdem verdient es Beach-
tung, denn viele Menschen in
Deutschland haben sich dar�ber ge-
�rgert. Die �ußerung wirkte, als
wolle sich die CDU f�r politische
Kritik nun durch strengere Regulie-
rung revanchieren. In einer Demo-
kratie, in der staatliche Stellen bei
Wahlk�mpfen zu strikter Neutralit�t
verpflichtet sind, w�re das ein uner-
hçrter Vorgang.

Kritikw�rdig ist die �ußerung aber auch des-
halb, weil sie in rechtlicher Hinsicht von fal-
schen Annahmen ausgeht. Wenn Frau Kramp-
Karrenbauer andeutet, es g�be im „analogen
Bereich“ Regeln, die YouTubern (oder Zei-
tungen) Wahlaufrufe verbieten, so ist dies
falsch. Der Prozess des çffentlichen „Mei-
nungskampfs“ vor Wahlen ist verfassungs-
rechtlich erw�nscht, und seine Teilnehmer
verdienen besonderen Schutz (statt vieler
BVerfGE 54, 129, 137 f.; BVerfGE 61, 1, 7).
YouTuber sind dabei wichtige Akteure, ge-
nauso wie „analoge“ Prominente, Politiker,
Parteien, NGOs, Zeitungsredaktionen, Blog-
ger und Podcaster. Eine Neutralit�tspflicht hat
dabei niemand, außer den staatlichen Institu-
tionen selbst und dem çffentlichen Rundfunk.
Wahlaufrufe werden von der Meinungsfrei-
heit gesch�tzt und gehçren zu einer lebendi-
gen Demokratie dazu. Rechtlich besteht in
diesem Punkt kein Unterschied zwischen
YouTubern und „normalen“ Prominenten.
Auch diese verçffentlichen gelegentlich
Wahlaufrufe, und mit einigen dieser Promi-
nenten hat die CDU sogar selbst Wahlkampf
gemacht. �ber „Meinungsmache“ hat sich in
diesem Fall niemand beschwert.
Selbstverst�ndlich m�ssen f�r YouTuber im
Internet bestimmte Regeln gelten. Solche Re-
gelungen gibt es ja auch bereits. Sie stehen im

Telemediengesetz, im Rundfunkstaatsver-
trag, im Gesetz gegen den unlauteren Wettbe-
werb und teilweise sogar im Strafgesetzbuch.
YouTubern ist beispielsweise ungekenn-
zeichnete Werbung verboten (§ 6 TMG,
§ 5 a Abs. 6 UWG und § 58 RStV). Ob diese
Regelungen auch politische Schleichwer-
bung verbieten sollten, w�re zu diskutieren.
Dies h�tte dann freilich nichts mehr mit der
CDU-Kritik der neunzig YouTuber zu tun,
denn es gibt keinerlei Anhaltspunkte daf�r,
dass diese f�r ihre �ußerungen bezahlt wor-
den sind.

Sicherlich muss unser Informationsrecht wei-
terentwickelt werden, um neuen Herausfor-
derungen gerecht zu werden. Wenn die Poli-
tik aber wirklich dar�ber nachdenken sollte,
ausgerechnet politische �ußerungen von
YouTubern zu regulieren, dann muss sie be-
achten, dass solche Meinungs�ußerungen f�r
eine Demokratie wichtig sind. Sie genießen
verfassungsrechtlich besonderen Schutz und
lassen sich nicht einfach verbieten. Zu beach-
ten sind auch die staatliche Neutralit�tspflicht
im Meinungskampf (BVerfGE 124, 300,
322 ff.) und das Gebot der Staatsferne der
Medienregulierung. Es ist deshalb gut, dass
es derzeit kein Gesetz gibt, das YouTuber da-
von abhalten kçnnte, „Meinungsmache“ zu
betreiben. Ein solches Gesetz w�re unweiger-
lich verfassungswidrig.
Ganz zu Recht hat sich Frau Kramp-Karren-
bauer sp�ter auch pr�zisiert: In einem nach-
geschobenen Tweet schrieb sie, sie halte es
vor allem f�r eine Frage der „politischen
Kultur“, dass YouTuber nicht zur „Zerstç-
rung politischer Parteien der Mitte“ aufru-
fen sollten. Also war es eine Debatte nicht
�ber Rechts-, sondern �ber Kulturfragen,
die Frau Kramp-Karrenbauer anstoßen
wollte? Falls ja, dann w�re die Diskussion
an dieser Stelle zumindest gut aufgehoben.
Denn es ist keine Rechtsfrage, ob ein reiße-
rischer Titel wie „Zerstçrung der CDU“ an-
gemessen ist – jedenfalls solange es sich
erkennbar nicht um einen Gewaltaufruf
handelt. Und auch die Frage, ob die CDU
wirklich eine „Partei der Mitte“ ist, und ob
man sie deshalb weniger stark kritisieren
sollte, ist eine Kulturfrage. Frau Kramp-
Karrenbauer vertritt zu dieser Frage vermut-
lich eine andere Sicht als die neunzig You-
Tuber. Wessen Sichtweise sich letztlich
durchsetzt, entscheiden in einer Demokratie
aber – wie immer – die W�hler.
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